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KURZ KOMMENTIERT
Geldmenge

Zielprobleme

W ährend in der Schweizerischen IMationaibank 
die Frage diskutiert wird, ob die Quantifizierung 
eines Geldmengenziels noch sinnvoll ist, scheinen 
ähnliche Überlegungen in der Bundesrepublik 
nicht aktuell zu sein. Sachverständigenrat, Ver­
bände und Wirtschaftswissenschaftler plädieren 
ziemlich einhellig dafür, daß die Bundesbank, wie 
seit Dezember 1974 üblich, auch für das kom­
mende Jahr die angestrebte Expansion der Zen­
tralbankgeldmenge vorher bekanntgibt.
Die Betonung der Geldmenge als Zielvariable und 
die damit verbundene Forderung nach einer rela­
tiv knappen monetären Expansion können aller­
dings in bestimmten Situationen in Widerspruch 
zu anderen wirtschaftspolitischen Zielen geraten. 
Professor Glaus Köhler hat kürzlich darauf hinge­
wiesen, daß bei einer strikten Geldmengenorien­
tierung der Zins zu einer Restgröße wird und 
seine Aufgabe als kreditpolitische Steuergröße 
nicht mehr erfüllen kann, ln labilen konjunkturel­
len Situationen wird man auf das Instrumentarium 
der Z inspolitik aber kaum verzichten wollen.
Ein weiteres Problem erwächst aus der währungs­
politischen Zielsetzung der Bundesrepublik. Mit 
der Verpflichtung zur Devisenmarktintervention im 
Rahmen der Schlange und verstärkt im Rahmen 
des Europäischen Währungssystems begibt sich 
die Bundesbank der Kontrolle über eine wesent­
liche Komponente der Geldmengenentwicklung, 
zumal eine vollständige Neutralisierung weder 
immer möglich noch wünschenswert ist. Zu fragen 
ist auch, welchen Orientierungswert Tarifvertrags­
parteien und Investoren einer Zielgröße beimes­
sen sollen, die regelmäßig -  m itunter sogar stark 
-  überschritten wird. la

Kfz-Steuer
Offene Details

D ie Reform der Kfz-Steuer b leibt nach wie vor 
kontrovers. Die dem Bundestag vorliegende No­
velle bezeichnete der Bundesfinanzminister ledig­
lich als eine dringliche Vorweg-Maßnahme. Der 
eigentlichen Problematik -  dem unverhältnismä­
ßigen Verwaltungsaufwand des bisherigen Verfah­
rens und dem umweltfeindlichen Einfluß der Hub­
raumbesteuerung auf die Pkw-Konstruktion -  
wird diese Novelle nicht gerecht.
In einem Hearing zum Thema Kfz-Steuerreform 
kamen im November Experten aus mehr als 60 
Verbänden und Organisationen zu Wort. Eine 
Mehrheit der Versammlung zog die Ersetzung

der bisherigen Steuer durch eine Basissteuer von 
generell 120 bis 150 DM und eine Erhöhung der 
M ineralölsteuer um 4 bis 5 Pfennige pro Liter der 
völligen Einbeziehung der Kfz-Steuer in die Mine­
ralölsteuer vor, die den Liter um etwa 14 Pfennige 
verteuern würde, aber auch den stärksten Spar- 
effekt im Verwaltungsverfahren hätte (Freisetzung 
von 4000 bis 5000 Bediensteten). Die Ausgestal­
tung einer neuen Kfz-Steuer im Detail blieb dabei 
weiterhin offen. Das wieder vorgetragene Pro und 
Contra der seit Jahren bekannten Reformvor­
schläge zeigte, daß sich die Verkehrs-, finanz- und 
sozialpolitischen Aspekte der Kfz-Steuer eben 
nicht ohne deutliche Prioritätensetzung in einem 
Reformvorschlag berücksichtigen lassen.
Die Diskussion wird also noch geraume Zeit in 
Anspruch nehmen. Fachleute rechnen nicht mit 
einer Entscheidung vor 1981. Dieser Zeitraum 
sollte vielleicht auch dazu genutzt werden, unter 
dem Aspekt der Steuerharmonisierung einen Blick 
auf die anderen EG-Mitgliedstaaten zu werfen. So 
hat z. B. die britische Regierung gerade beschlos­
sen, die bisherige fü r alle Pkw bzw. Krafträder je­
weils einheitliche Plakettensteuer schrittweise ab­
zuschaffen und in die Benzinsteuer einzubezie­
hen, weil einerseits der Benzinverbrauch einge­
schränkt werden soll und andererseits häufige 
Steuerhinterziehungen hohe Verwaltungskosten 
und einen Einnahmeausfall von 50 bis 63 Mill. 
Pfund jährlich verursachten. er

Tokio-Runde
Gefährdeter Erfolg

Erfo lg  oder Mißerfolg der 7. multilateralen Ver­
handlungsrunde im Rahmen des GATT (Tokio- 
Runde) werden entscheidend durch den Ausgang 
der bisher bilateral betriebenen Verhandlungen 
zwischen den USA und der EG bestimmt. Washing­
ton und Brüssel zeigen sich aber, wie durch die 
jüngste bilaterale Konsultationsrunde zum Aus­
druck kommt, außerstande, die auf dem Bonner 
Weltwirtschaftsgipfel in der Schlußerklärung vom 
17. Juli 1978 verkündeten handelspolitischen Be­
schlüsse in die Tat umzusetzen. In dieser Gipfel­
erklärung wurde das Gewicht eines erfolgreichen 
Abschlusses der Tokio-Runde betont und der Ter­
min für den Abschluß der Verhandlungen auf den 
15. Dezember 1978 festgesetzt.
Dieser Termin ist nun weitgehend illusorisch ge­
worden. Der US-Kongreß hat es „versäumt“ , die 
im „Trade A ct“ von 1974 bis zum 3. Januar 1979 
befristete Aussetzung von Ausgleichszöllen auf 
subventionierte Importwaren (vorwiegend Agrar­
erzeugnisse) zu verlängern. Sollte die ÜS-Exeku- 
tive — wozu sie gesetzlich verpflichtet wäre -  ab 
4. Januar 1979 Ausgleichszölle verhängen, so
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würde dies einen erfolgreiclien Absciiluß der To­
kio-Runde überfiaupt ernstiicln gefährden.
Die Schwierigkeiten können als weiteres Symptom 
für einen in den letzten Jahren zunehmenden 
Rückzug vom liberalen Handelssystem angesehen 
werden. Gerade für die stark außenhandelsabhän­
gige Bundesrepublik ist aber die Abwehr eines 
weltweit wachsenden Protektionismus ein existen­
tielles Wirtschafts- und strukturpolitisches Pro­
blem. Zwar wird von politischer Seite immer w ie­
der betont, daß w ir uns „rechtzeitig gegen jeden 
Neoprotektionismus zur Wehr setzen müssen“ 
(Graf Lambsdorff), doch liegt bei der praktischen 
Umsetzung dieser Erkenntnis der Teufel nicht nur 
im Detail: häufig sind auch die beteiligten Länder 
aufgrund kurzfristig ausgerichteter Interessen zu 
eigenen Zugeständnissen nicht bereit. Die jüng­
sten Erfahrungen der Tokio-Runde sind hierfür 
ein deutliches Beispiel. pal

EG -  ASEAN

Engere Zusammenarbeit

Schon seit langem haben die Europäische Ge­
meinschaft und die ASEAN ihr gegenseitiges In­
teresse an einer engeren Zusammenarbeit bekun­
d e t Zahlreiche Politiker und Wirtschaftsvertreter 
haben sich engagiert für dieses Ziel eingesetzt. 
Auch Bundeskanzler Schmidt nahm bei seinem 
Besuch in Singapur im Oktober dieses Jahres 
die Gelegenheit wahr, um sich von seinen Gast­
gebern über die Vorstellungen der ASEAN aus 
erster Hand informieren zu lassen.
Daß die Kontakte zwischen der EG und der 
ASEAN jetzt Formen annehmen, die über die bis­
lang üblichen Gespräche hinausgehen, wurde 
bei der gemeinsamen Außenministerkonferenz am 
20. November dieses Jahres deutlich. Verhandelt 
wurde hier über die Möglichkeiten zu einer Ver­
stärkung der bisherigen Zusammenarbeit, die ohne 
Zweifel für beide Seiten viele Vorteile bieten würde. 
Europa ist am Bezug von Rohstoffen interessiert 
und kann seinerseits den ASEAN-Staaten die 
gewünschten Investitionen und Entwicklungshilfe 
sowie wissenschaftliche und technologische Zu­
sammenarbeit anbieten. Darüber hinaus ist den 
Außenministern an einer Abstimmung der Inte­
grationsbemühungen in den verschiedenen Re­
gionen gelegen.
Die in Brüssel gemeinsam abgegebene Schluß­
erklärung stellt einen für alle beteiligten Staaten 
wichtigen und nützlichen Schritt zur Vertiefung 
der Zusammenarbeit dar. Waren bislang vor allem 
Lateinamerika und Afrika Partner für intensive 
Gespräche der EG mit Entwicklungsländern, so ist 
jetzt auch endlich der Dialog mit asiatischen Staa­
ten aufgenommen worden, die bisher schon wich­

tige W irtschaftspartner aller EG-Staaten waren. 
Die Bemühungen um die Integration in der ASEAN 
können darüber hinaus im Rahmen der Koopera­
tion mit der EG neue Impulse erhalten. Schließ­
lich dokumentiert die Europäische Gemeinschaft 
durch ihre Gespräche mit den südostasiatischen 
Staaten ihren Willen, in einem politisch unruhigen 
Teil der Welt durch Zusammenarbeit zu Stabilität 
und Entspannung im Interesse aller Staaten bei­
zutragen. mk

Rumänien

Erneuter Alleingang

D er vom ZK der Rumänischen Kommunistischen 
Partei und von der rumänischen Bevölkerung ein­
hellig gebilligte Alleingang Geausescus auf der 
Moskauer Tagung der Warschauer Pakt-Staaten 
setzte klare Akzente nicht nur in bezug auf die 
weitere Gestaltung der rumänischen Außenpolitik, 
sondern auch hinsichtlich der binnenwirtschaft­
lichen Ziele des Landes.

Die deutliche Absage nicht nur an eine Beschnei­
dung der nationalstaatlichen Souveränität Rumä­
niens, sondern vor allem auch an höhere Rü­
stungsbeiträge — nicht zuletzt, um die weitere Ent­
wicklung der Wirtschaft und die damit einher­
gehende Wohlstandssteigerung zu sichern -  
scheint klarzustellen, daß der gegenwärtig ein­
geschlagene Kurs zur Verbesserung des Lebens­
standards der Bevölkerung kein leeres Lippen­
bekenntnis ist. Mit Versprechungen dürften sich 
die Rumänen m ittlerweile auch nicht mehr abspei­
sen lassen — zu lange wurde ihnen unter Hinweis 
auf den Reichtum von morgen der Verzicht von 
heute abverlangt. Über 30 Vo des Nationaleinkom­
mens waren in den letzten Jahren regelmäßig 
investiert worden, und zwar vorrangig zugunsten 
der Produktionsmittelindustrie. Eine miserable 
Versorgungslage und niedrige Löhne -  trotz fast 
sechsprozentiger Reallohnsteigerungen in den 
Jahren 1975/77 -  waren schließlich die Ursache 
für den Bergarbeiterstreik im Sommer 1977, der 
damals zur raschen Verabschiedung eines Zusatz­
programms zur Erhöhung des Lebensstandards 
geführt hatte und der kaum schon vergessen sein 
dürfte.
Das Wissen um die Brisanz der Lage -  Versor­
gungsprobleme haben z. B. in Polen bereits zu 
härteren Auseinandersetzungen als in Rumänien 
geführt das sich auch in dem im Vergleich zu 
den Vorjahren stark herabgesetzten Investitions­
zuwachs für 1979 ausdrückt, läßt Ceausescu letzt­
lich keine Wahl. Er kann seine innenpolitischen 
Ziele nicht aufs Spiel setzen, indem er nun von 
Moskau diktierte steigende Rüstungsausgaben 
akzeptiert. pp
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